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150. Bundesgesetz: Abänderung des Bundesgesetzes über die Erhebung eines Abschöpfungsbetrages
und einer Ausgleichsabgabe bei der Einfuhr von Stärke und von Stärke-
produkten (Stärkegesetz)

1 5 1 . Bundesgesetz: Abänderung des Bundesgesetzes über die Erhebung einer Ausgleichsabgabe
(Ausgleichsabgabegesetz)

152. Bundesgesetz: Abgabe auf bestimmte Stärkeerzeugnisse
153. Verordnung: Allgemeine Geschwindigkeitsbeschränkung im Straßenverkehr anläßlich der

Pfingstfeiertage 1969

1 5 0 . Bundesgesetz vom 26. März 1969, mit
dem das Bundesgesetz vom 21. Juni 1967
über die Erhebung eines Abschöpfungs-
betrages und einer Ausgleichsabgabe bei der
Einfuhr von Stärke und von Stärke-
produkten (Stärkegesetz) abgeändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bundesgesetz vom 21. Juni 1967, BGBl.
Nr. 218/1967 (Stärkegesetz), wird abgeändert wie
folgt:

1. § 1 Abs. 2 hat zu lauten:

2. § 2 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Der Abschöpfungssatz für Waren der Zoll-
tarifnummer 11.08 A gilt auch für Waren der
Zolltarifnummern ex 07.06, 11.05, 11.06 und
11.08 E, wobei für Waren der Zolltarifnummer
11.08 E der volle Abschöpfungssatz zur Anwen-
dung kommt, während er bei Waren der Zoll-
tarifnummer ex 07.06 70% und der Zolltarif-

nummern 11.05 und 11.06 80% beträgt. Der Ab-
schöpfungssatz für Waren der Zolltarifnummer
11.08 B gilt auch für Waren der Zolltarifnummer
11.08 D."

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Koren

1 5 1 . Bundesgesetz vom 26. März 1969,
mit dem das Bundesgesetz vom 21. Juni 1967
über die Erhebung einer Ausgleichsabgabe

(Ausgleichsabgabegesetz) abgeändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bundesgesetz vom 21. Juni 1967, BGBl.
Nr. 219/1967 (Ausgleichsabgabegesetz), wird
abgeändert wie folgt:

1. Im § 1 Abs. 3 lit. a ist vor der Zolltarif-
nummer 17.04 einzufügen: „11.07 Malz, auch
geröstet".

2. Im § 1 Abs. 3 lit. a wird der Wortlaut der
Zolltarifnummer ex 23.07 durch folgenden Wort-
laut ersetzt:
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3. Im § 2 Abs. 2 ist vor „Zolltarifnummer
17.04 20 v. H." einzufügen: „Zolltarif-
nummer 11.07 10 v. H."

4. Der erste Satz des § 2 Abs. 4 hat zu lauten:
„Der bewegliche Teilbetrag ergibt sich aus dem
Unterschied zwischen dem Inlands- bzw. Schwel-
lenpreis nach § 3 und dem Auslands- bzw. Frei-
Grenze-Preis nach § 4 der für die Herstellung
der betreffenden Waren üblicherweise benötigten
Mengen von Zucker, Getreide, Grieß, Getreide-
mehl, Stärke und Milch und Erzeugnissen aus
Milch. Der jeweilige Gehalt an Milch und Erzeug-
nissen aus Milch ist auf ein Trockenmilchäqui-
valent umzurechnen."

5. Zwischen dem zweiten und letzten Satz des
§ 2 Abs. 4 ist folgender Satz einzufügen:

„Der Berechnung des beweglichen Teilbetrages
für Waren der Zolltarifnummer ex 38.19 N ist
bei Stärke die Abschöpfung für Kartoffelstärke
gemäß Stärkegesetz zugrunde zu legen."

6. Der letzte Satz des § 2 Abs. 4 ist durch
folgenden Satz zu ersetzen:

„Der Berechnung des beweglichen Teilbetrages
für Waren der Zolltarifnummern 23.07 und
ex 38.19 N ist der gesamte Zuckergehalt zugrunde
zu legen."

7. § 2 Abs. 7 hat zu lauten:

„(7) Ändern sich die für die Festsetzung des
beweglichen Teilbetrages maßgeblichen Ermitt-
lungsgrundlagen (§ 2 Abs. 4, § 3 und § 4) so
weit, daß sich daraus eine Erhöhung oder Ver-
minderung des beweglichen Teilbetrages von
mehr als 15 v. H. ergibt, so ist der bewegliche
Teilbetrag neu festzusetzen."

8. § 3 Abs. 1 lit. b hat zu lauten:

„b) für Mehl und Grieß aus Weizen und
Roggen der Preis für Verarbeitungsbetriebe,
der sich aus der behördlichen Preisbestim-
mung für Mahlprodukte unter Berücksich-
tigung des höchsten Mengenabschlags
ergibt."

9. Im § 3 Abs. 2 ist das Wort „Mühlen-
abgabepreis" durch den Ausdruck „Preis für Ver-
arbeitungsbetriebe" zu ersetzen.

10. Im § 3 Abs. 4 ist nach dem Wort „Milch"
der Ausdruck „(Trockenmilch)" zu streichen.

11. § 4 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Als Auslandspreis für Getreidemehl gilt
der Durchschnitt der Notierungen der Londoner
Börse für Bäckermehl, Brotmehl und Keksmehl
für das dem Zeitpunkt der Festsetzung des
beweglichen Teilbetrages vorhergegangene Kalen-
derhalbjahr."

12. § 4 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Für die Ermittlung des Auslandspreises
anderer als der in Abs. 1 und 2 genannten
Vorprodukte ist der Durchschnitt von Notie-
rungen oder sonstigen Preisfeststellungen, welche
die Preissituation auf Überschußmärkten wieder-
geben, für das dem Zeitpunkt der Festsetzung
des beweglichen Teilbetrages vorhergegangene
Kalenderhalbjahr heranzuziehen. Das gleiche
gilt, wenn keine Notierungen nach Abs. 1 vor-
liegen."

13. In der Anlage sind folgende Positionen
einzufügen:

14. In der Anlage ist der Wortlaut der Zoll-
tarifnummer ex 22.02 durch folgenden Wortlaut
zu ersetzen:

15. In der Anlage ist der Wortlaut der Zoll-
tarifnummer ex 23.07 durch folgenden Wortlaut
zu ersetzen:
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16. In der Anlage ist die Zolltarifnummer
35.01 A zu streichen und durch

„35.01 Kasein, Kaseinate und andere Kasein-
derivate; Kaseinleime"

zu ersetzen.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Koren

1 5 2 . Bundesgesetz vom 26. März 1969,
betreffend eine Abgabe auf bestimmte Stärke-

erzeugnisse

Der Nationalrat hat beschlossen:

G e g e n s t a n d d e r A b g a b e

§ 1. (1) Stärkeerzeugnisse im Sinn dieses
Bundesgesetzes sind:

a) Dextrine, Dextrinleime, lösliche oder ge-
röstete Stärke und Klebstoffe (Leime) aus
Stärke der Nummer 35.05 des Zolltarifes
(Zolltarifgesetz 1958, BGBl. Nr. 74);

b) zubereitete Zurichtemittel, zubereitete
Appreturmittel und zubereitete Beizmittel
der Nummer 38.12 des Zolltarifes, die
Stärke oder Stärkederivate enthalten;

c) Bindemittel für Gießereikerne der Num-
mer 38.19 C des Zolltarifes, die Stärke
oder Stärkederivate enthalten;

d) Waren der Nummer 38.19 N des Zoll-
tarifes, die Stärke oder Stärkederivate ent-
halten, wenn der Anteil an Stärke mehr
als 30 Gewichtsprozent beträgt, wobei
Stärkederivate als Stärke zu rechnen sind;

e) wasserlösliche Stärkeäther und Stärkeester
der Nummer 39.06 C 2 b des Zolltarifes.

(2) Zucker des Kapitels 17 des Zolltarifes gelten
nicht als Stärkederivate im Sinn des Abs. 1.

(3) Stärkeerzeugnisse, die im Zollgebiet (§ 1
des Zollgesetzes 1955, BGBl. Nr. 129) herge-
stellt oder in das Zollgebiet eingeführt werden,
unterliegen einer Abgabe (Abgabe auf Stärke-
erzeugnisse).

(4) Die Abgabe auf Stärkeerzeugnisse ist eine
ausschließliche Bundesabgabe.

H ö h e d e r A b g a b e

§ 2. (1) Die Abgabe beträgt 220 Schilling für
100 Kilogramm Eigengewicht.

(2) Eigengewicht ist das Gewicht der Stärke-
erzeugnisse ohne Umschließung.

A b g a b e n b e f r e i u n g e n

§ 3. (1) Von der Abgabe sind befreit:

a) Eingeführte Stärkeerzeugnisse, wenn gleich-
artige Erzeugnisse im Zollgebiet nicht oder
nicht bedarfsdeckend hergestellt werden;

b) Stärkeerzeugnisse, die in den Herstellungs-
betrieb (§ 7) zurückgenommen wurden;

c) Stärkeerzeugnisse, die vom Abgabenschuld-
ner aus dem Zollgebiet ausgeführt wurden.

(2) Der Nachweis, daß die Voraussetzungen
für die Abgabenbefreiung nach Abs. 1 lit. a
gegeben sind, ist durch eine Bestätigung zu er-
bringen, die das Bundesministerium für Handel,
Gewerbe und Industrie im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft auszustellen hat.

(3) Wurde für Stärkeerzeugnisse, die nach
Abs. 1 lit. b oder c von der Abgabe befreit
sind, die Abgabe entrichtet, so ist sie auf Antrag
des Abgabenschuldners zu erstatten. Der Erstat-
tungsanspruch erlischt, wenn der Antrag nicht
bis zum Ablauf des Kalenderjahres gestellt wird,
das auf die Verwirklichung des Befreiungstat-
bestandes folgt. Die Erstattung obliegt der
Abgabenbehörde, an die der zu erstattende
Abgabenbetrag entrichtet wurde.

(4) Werden aus dem Zollgebiet ausgeführte
Stärkeerzeugnisse, die nach Abs. 1 lit. c von
der Abgabe befreit sind, wieder in das Zollgebiet
eingeführt, so ist anläßlich ihrer Wiedereinfuhr
die Abgabe zu erheben.

E r h e b u n g d e r A b g a b e

§ 4. (1) Die Erhebung der Abgabe obliegt
anläßlich der Einfuhr von Stärkeerzeugnissen den
Zollämtern. Im übrigen obliegt sie den in der
Anlage 1 zum Bundesgesetz vom 6. Juli 1954,
BGBl. Nr. 149, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 12/1955, angeführten Finanz-
ämtern, in Wien dem Finanzamt für Verbrauch-
steuern und Monopole.

(2) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes
bestimmt ist, gelten für die Erhebung der Abgabe
für in das Zollgebiet eingeführte Stärkeerzeug-
nisse sinngemäß die für die Erhebung der Zölle
geltenden Rechtsvorschriften.

(3) Für im passiven Veredlungsverkehr (§ 90
des Zollgesetzes 1955) eingeführte Stärkeerzeug-
nisse, welche aus ausgeführten Waren, die der
Abgabe nicht unterliegen, im Zollausland herge-
stellt wurden, ist die Abgabe zu erheben, soweit
nicht § 3 Abs. 1 Anwendung findet.

(4) In der Warenerklärung (§ 52 des Zoll-
gesetzes 1955) ist für die Zollabfertigung zum
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freien Verkehr oder zum Vormerkverkehr auch
anzugeben

a) bei zubereiteten Zurichtemitteln, zuberei-
teten Appreturmitteln und zubereiteten
Beizmitteln der Nummer 38.12 des Zoll-
tarifes und bei Bindemitteln für Gießerei-
kerne der Nummer 38.19 C des Zoll-
tarifes, ob sie Stärke oder Stärkederivate
enthalten;

b) bei Waren der Nummer 38.19 N des Zoll-
tarifes, die Stärke oder Stärkederivate ent-
halten, ob der Anteil an Stärke und an als
Stärke gerechneten Stärkederivaten 30 Ge-
wichtsprozent der Ware übersteigt oder
nicht.

A b g a b e n s c h u l d , A b g a b e n -
s c h u l d n e r

§ 5. Für im Zollgebiet hergestellte Stärke-
erzeugnisse entsteht die Abgabenschuld dadurch,
daß die Stärkeerzeugnisse aus dem Herstellungs-
betrieb weggebracht oder im Herstellungsbetrieb
auf andere Art als zur Herstellung von Stärke-
erzeugnissen verwendet oder verbraucht werden.
Abgabenschuldner ist der Inhaber des Herstel-
lungsbetriebes.

S e l b s t b e r e c h n u n g u n d F ä l l i g k e i t
d e r A b g a b e

§ 6. (1) Der Abgabenschuldner (§ 5) hat bis
zum 20. Jänner, 20. April, 20. Juli und 20. Okto-
ber eines jeden Jahres bei dem für die Erhebung
der Abgabe sachlich zuständigen Finanzamt, in
dessen Bereich sich der Herstellungsbetrieb be-
findet, das Eigengewicht jener Mengen an Stärke-
erzeugnissen schriftlich anzumelden, für die im
vorangegangenen Kalendervierteljahr die Ab-
gabenschuld nach § 5 entstanden ist. Er hat in
der Anmeldung jene im angemeldeten Eigen-
gewicht enthaltenen Mengen abzuziehen, die auf
abgabenfreie Stärkeerzeugnisse (§ 3 Abs. 1 lit. b
und c) entfallen. Von den nach Vornahme
dieser Abzüge verbleibenden Mengen hat der
Abgabenschuldner in der Anmeldung die Abgabe
zu berechnen (Selbstberechnung) und den errech-
neten Abgabenbetrag bis zu den im ersten Satz
angeführten Zeitpunkten zu entrichten. Die Ver-
pflichtung zur Anmeldung besteht auch dann,
wenn für die anzumeldenden Stärkeerzeugnisse
keine Abgabe zu entrichten ist.

(2) Für jeden Herstellungsbetrieb ist eine ge-
sonderte Anmeldung abzugeben.

H e r s t e l l u n g s b e t r i e b e

§ 7. (1) Ein Herstellungsbetrieb im Sinn dieses
Bundesgesetzes ist ein Betrieb, in dem aus Stärke
Stärkeerzeugnisse hergestellt und aus dem Stärke-
erzeugnisse weggebracht werden.

(2) Betriebe, in denen nur geringfügige Mengen
an Stärkeerzeugnissen hergestellt oder aus denen
nur geringfügige Mengen an Stärkeerzeugnissen
weggebracht werden, gelten nicht als Herstel-
lungsbetriebe. Als geringfügig ist eine Menge von
nicht mehr als 3000 Kilogramm im Kalender-
vierteljahr anzusehen.

(3) Als Betriebsinhaber gilt die Person oder
Personenvereinigung, für deren Rechnung der
Betrieb geführt wird.

(4) Wer einen Herstellungsbetrieb eröffnen will,
hat dies dem für die Erhebung der Abgabe
zuständigen Finanzamt (§ 6 Abs. 1) spätestens
zwei Wochen vor der Eröffnung schriftlich anzu-
zeigen und die Lage des Betriebes anzugeben
(Betriebsanzeige).

A u f z e i c h n u n g s p f l i c h t

§ 8. (1) Der Inhaber eines Herstellungs-
betriebes hat Aufzeichnungen zu führen, aus
denen hervorgehen muß, welche Stärkeerzeug-
nisse

a) im Betrieb hergestellt wurden;
b) im Betrieb verwendet oder verbraucht

wurden;
c) aus dem Betrieb weggebracht wurden;
d) in den Betrieb zurückgenommen wurden.

(2) Aus den Aufzeichnungen müssen zu er-
sehen sein

a) für die im Betrieb hergestellten Stärke-
erzeugnisse die Art und das Eigengewicht
sowie der Tag der Herstellung;

b) für die im Betrieb verwendeten oder ver-
brauchten Stärkeerzeugnisse die Art und
das Eigengewicht sowie die Art und der
Tag der Verwendung oder des Verbrauches;

c) für die aus dem Betrieb weggebrachten
Stärkeerzeugnisse die Art und das Eigen-
gewicht, der Tag der Wegbringung sowie
der Name (die Firma) und die Anschrift
des Abnehmers;

d) für die in den Betrieb zurückgenommenen
Stärkeerzeugnisse die Art und das Eigen-
gewicht, der Tag der Zurücknahme sowie
der Name (die Firma) und die Anschrift
des Abnehmers, der die Stärkeerzeugnisse
zurückgegeben hat.

(3) Die Aufzeichnungen sind im Betrieb zu
führen.

(4) Die Eintragungen in die Aufzeichnungen
sind in der Regel am Tag der Herstellung, der
Verwendung, des Verbrauches, der Wegbringung
oder der Zurücknahme der Stärkeerzeugnisse,
spätestens jedoch am zweiten darauffolgenden
Werktag, vorzunehmen.
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A m t l i c h e A u f s i c h t

§ 9. (1) Herstellungsbetriebe unterliegen der
amtlichen Aufsicht.

(2) Die amtliche Aufsicht obliegt dem für die
Erhebung der Abgabe sachlich zuständigen
Finanzamt, in dessen Bereich sich der Herstel-
lungsbetrieb befindet.

(3) In Ausübung der amtlichen Aufsicht ist
das Finanzamt befugt,

a) in den Herstellungsbetrieben Nachschau zu
halten,

b) die Bestände an Stärkeerzeugnissen und an
solchen Waren festzustellen, die zu ihrer
Herstellung verwendet werden, und

c) in Bücher und Aufzeichnungen, die auf
Grund gesetzlicher Bestimmungen oder
ohne gesetzliche Verpflichtung geführt wer-
den, sowie in die zu den Büchern und Auf-
zeichnungen gehörigen Belege Einsicht zu
nehmen.

Ü b e r g a n g s - u n d S c h l u ß -
b e s t i m m u n g e n

§ 10. Wer im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes einen Herstellungsbetrieb
innehat, hat binnen zwei Wochen ab dem
Inkrafttreten eine Betriebsanzeige (§ 7 Abs. 4) zu
erstatten.

§ 11. Die Einnahmen aus der Abgabe auf
Stärkeerzeugnisse sind beim neu zu eröffnenden
finanzgesetzlichen Ansatz 2/52494 zu verrechnen,
der die Bezeichnung „Abgabe auf Stärkeerzeug-
nisse" erhält.

§ 12. Die Abgabe auf Stärkeerzeugnisse gilt
bei der Erhebung der Umsatzsteuer (Ausgleich-
steuer) als Verbrauchsteuer.

§ 13. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist hinsichtlich des § 3 Abs. 2 der
Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie im Einvernehmen mit dem Bundes-

minister für Land- und Forstwirtschaft, im
übrigen der Bundesminister für Finanzen be-
traut.

Jonas
Klaus Koren Mitterer Schleinzer

1 5 3 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom
12. Mai 1969 über eine allgemeine Ge-
schwindigkeitsbeschränkung im Straßenver-

kehr anläßlich der Pfingstfeiertage 1969

Auf Grund des § 20 Abs. 3 und des § 99
Abs. 2 lit. c und Abs. 3 lit. a der Straßenver-
kehrsordnung 1960, BGBl. Nr. 159, in der Fas-
sung der Kundmachungen BGBl. Nr. 228/1963
und 163/1968 und der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 204/1964 und BGBl. Nr. 229/1965 wird ver-
ordnet:

§ 1. (1) In der Zeit von Freitag, dem 23. Mai
1969, 16 Uhr, bis Montag, dem 26. Mai 1969,
24 Uhr, dürfen die Lenker von Fahrzeugen auf
allen Straßen mit Ausnahme der Autobahn nicht
schneller als 100 km/h fahren.

(2) Rechtsvorschriften, mit denen eine gerin-
gere als die in Abs. 1 bezeichnete Fahrgeschwin-
digkeit verfügt wird, bleiben unberührt.

§ 2. Wer in der Zeit von Freitag, dem 23. Mai
1969, 16 Uhr, bis Montag, dem 26. Mai 1969,
24 Uhr, auf Straßen oder Straßenstrecken, auf
denen eine Geschwindigkeitsbeschränkung nach
§ 1 Abs. 1 oder nach den in § 1 Abs. 2 bezeich-
neten Rechtsvorschriften gilt, schneller als
100 km/h fährt, ist je nach Lage des Falles wegen
einer Übertretung nach § 99 Abs. 2 lit. c bzw.
nach § 99 Abs. 3 lit. a der Straßenverkehrs-
ordnung 1960 zu bestrafen. Unbeschadet der
Bestimmungen des § 100 Abs. 1 der Straßenver-
kehrsordnung 1960 darf jedoch die Geldstrafe
nicht geringer als 1000 S und die Arreststrafe
nicht geringer als zwei Tage sein.

Kotzina
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